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Nationalrat will keine 13. AHV-Rente  
Die AHV-Rente allein reicht vielen nicht zum Leben. Gewerkschaften und Links-Grün wollen das ändern.  
Mit einer Volksinitiative fordern sie eine 13. Monatsrente in der AHV. Die bürgerliche Mehrheit lehnt das ab. 

Andrea Tedeschi

BERN. Viele haben dieser Tage den 13. Mo-
natslohn erhalten; nicht aber die Rent-
nerinnen und Rentner in der Schweiz. 
Gewerkschaften und die linken Parteien 
wollen das ändern. 

Mit einer Volksinitiative fordern sie 
eine 13. Monatsrente in der AHV. Der Na-
tionalrat hat gestern fast sechs Stunden 
über die Vorlage «Für ein besseres Leben 
im Alter» debattiert. Von rechts bis zur 
Mitte waren alle gegen die Initiative. SP 
und Grüne blieben mit ihrem Ja allein. 

«Wir sind weit davon entfernt, exis-
tenzsichernde Renten zu haben», sagte 
SP-Co-Präsidentin Mattea Meyer. «Mit 
explodierenden Krankenkassenprämien, 
mit steigenden Energie- und Mietkos-
ten geht in Zukunft eine Monatsrente 
verloren, wenn wir hier nicht endlich 
eine Lösung finden.» Ihre Parteikollegin 
Tamara Funicello (BE) doppelte nach: 
«Um essen zu gehen oder in den Zoo mit 
den Enkeln, dafür braucht es Geld, aber 
die Renten sinken», sagte sie. Die Grü-
nen-Nationalrätin Katharina Prelicz-
Huber ergänzte: «Wirklich einen ange-
nehmen Lebensabend hat höchstens 
ein Drittel aller Rentner und Rentnerin-
nen.» Die Grünen-Nationalrätin Manu-
ela Weichelt (ZG) zitierte die Bundesver-
fassung: «Die Stärke des Volkes misst 
sich am Wohl der Schwachen.»

Keine Giesskanne für Bürgerliche
Laut mehreren Studien treffen die stei-

genden Lebenshaltungskosten beson-
ders die Pensionierten mit tiefen Renten. 
Jede siebte Person über 65 Jahren muss 
mit weniger als 2 279 Franken monatlich 
auskommen. Jeder fünfte Rentner ist 
 armutsgefährdet oder bereits arm. Die 
grünliberale Nationalrätin Judith Bel-
laïche (ZH) sagte: «13 Prozent sind von 
Armut betroffen, aber 87 Prozent sind es 
nicht.» Die Rentner seien die reichste Be-
völkerungsschicht in der Schweiz. 

Für die Bürgerlichen ist eine Erhöhung 
der AHV-Rente mit der Volksinitiative 
generell keine Option. «Eine 13. AHV-
Rente für alle, für arm oder reich, das ist 
Geldverteilen mit der Giesskanne», kriti-
sierte die FDP-Nationalrätin Regine Sau-
ter (ZH). Ihr Parteikollege Andri Silber-
schmidt (ZH) befürchtet ein «Milliarden-
loch» und doppelte nach: «Die Inititative 
will die AHV mit der Giesskanne aus-
bauen.» Würde die Vorlage angenom-
men, sagte er, würde dies eine Erhöhung 
der AHV-Ausgaben in der Höhe von rund 
8,3 Prozent bedeuten. 

Die Umsetzung der Volksinitiative 
würde 5 Milliarden Franken im Jahr 
kosten. Wie sie finanziert wird, ob mit 
höheren Lohnabzügen oder höheren 
Mehrwertsteuern, dazu äussern sich die 
Initianten nicht.  «Diese Kosten müssen 
die künftigen Generationen auffangen», 
sagte SVP-Nationalrat Thomas de Cour-
ten (BL) und fragte rhetorisch: «Ist das 
sozial?» FDP-Nationalrat Silberschmidt 
kritisierte an die Adresse der linken 
 Parteien: «Damit schwächen Sie die 
Wirtschaft und riskieren, dass die Ein-
kommen abnehmen.» Anders sieht das 
hingegen die Grünen-Nationalrätin Si-
bel Arslan (BS). Mit einer Annahme 
würde die Kaufkraft und somit die 
Schweizer Wirtschaft gestärkt. Sie sagte: 
«Wer sein ganzes Leben lang gearbeitet 
hat, der verdient auch eine anständige 
Rente.»

Besonders zu reden gaben die Ergän-
zungsleistungen (EL). Diese können 
Menschen beziehen, wenn die Renten 
im Alter nicht ausreichen. Nur 12,5 Pro-
zent der Pensionierten bezögen EL, 
sagte Silberschmidt. So sei auch deren 
Existenz gesichert. Er schlug vor, die EL 
zu stärken, statt die AHV auszubauen. 
«Natürlich lebt man mit einer EL nicht 
im Wohlstand, aber eine solche Initia-
tive können wir uns nicht leisten.» Sie 
habe als Beiständin gearbeitet, sagte die 
Grünen-Nationalrätin Sibel Arslan (BS). 
Es gebe viele Personen, denen es schwer 
falle, beim Staat um Hilfe zu bitten. 
«Nur die Hälfte, die EL beziehen könn-
ten, machen das auch.» 

Am Ende sprach sich der Nationalrat 
mit 123 zu 67 Stimmen gegen die Initia-
tive aus und empfiehlt sie zur Ableh-
nung. Das letzte Wort hat das Volk.

Teilnehmer protestieren und fordern die dringende Einführung einer 13. AHV-Rente.  BILD  KEY

Bundesrat Berset 
muss seine  
IV-Praxis ändern

BERN. Etliche verunfallte und chro-
nisch kranke Menschen bekommen 
keine oder eine zu tiefe Rente. Der 
Grund: Weil die staatliche Invaliden-
versicherung (IV) sich auf falsche sta-
tistische Lohntabellen stützt, fällt die 
errechnete Lohneinbusse dieser Men-
schen gegenüber dem früheren Job oft 
zu gering aus. Behindertenorganisa-
tionen, führende Rechtsprofessoren, 
Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier von links bis rechts fordern seit 
Jahren eine Korrektur dieses Miss-
stands. Die IV unterstelle körperlich 
und psychisch Beeinträchtigten, kri-
tisieren sie, dass sie auf dem Arbeits-
markt denselben Lohn erzielen müss-
ten wie ein gesunder Mensch. 

Nach dem Ständerat hat der Natio-
nalrat gestern einstimmig entschie-
den, dass Bundesrat Alain Berset bis 
Ende 2023 die Lohntabellen korrigie-
ren muss. Der Sozialminister hatte die 
bisherige IV-Berechnung auf Anfang 
dieses Jahres in die Verordnung ge-
schrieben und wollte vorläufig bis 
2025 an ihr festhalten. 

Im BSV arbeiten sie bereits seit 
 Monaten an einer neuen Berechnung. 
Eine hochkarätige Arbeitsgruppe 
rund um Gabriela Riemer-Kafka, eme-
ritierte Professorin für Sozialversiche-
rungs- und Arbeitsrecht, hatte ein 
Methode entwickelt, die anders als 
heute die Leistungsfähigkeit beein-
trächtigter Menschen besser eruieren 
und damit den Anspruch auf eine IV-
Rente präziser berechnen kann. 

Wie Recherchen der SN ergaben, 
schlug ausgerechnet das BSV den So-
zialkommissionen beider Räte ein 
Alternativmodell mit einem Pau-
schalabzug von 10 Prozent vor. «Das 
hat uns irritiert und, gelinde gesagt, 
sehr erstaunt», sagte gestern der 
Thurgauer Mitte-Nationalrat Chris-
tian Lohr. Andere Methoden als das 
Modell Riemer-Kafka seien zwar 
nicht ausgeschlossen. «Aber sie müs-
sen empirisch fundiert sein», sagte 
Lohr. Inwieweit das Alternativmo-
dell diese Voraussetzung erfülle, 
habe das BSV nicht klären können. 

Laut einer kürzlich publizierten 
Studie bräuchte es Abzüge von min-
destens 17 Prozent, damit die IV-Be-
rechnungen fair ausfielen. Berset 
sagte, er bevorzuge wegen der kur-
zen Frist bis Ende 2023 einen Pau-
schalabzug, ohne auf die Höhe ein-
zugehen. Ihre Methode sei zwar 
 aufwendiger, sagte Riemer-Kafka 
kürzlich in den SN, sollte aber in der 
Frist zu schaffen sein, wenn sie dran-
blieben. (Andrea Tedeschi)

SRF soll Konkurrenz bekommen
Mitte-Präsident Gerhard Pfister 
fordert die Vergabe einer  
zweiten Konzession.

Francesco Benini

Die SVP sammelt derzeit Unterschriften 
für ihre 200-Franken-Initiative: Auf 
diesen Betrag soll die Haushaltabgabe 
gesenkt werden, die zurzeit 335 Fran-
ken pro Jahr beträgt. Der Präsident der 
Mitte, Gerhard Pfister, hat nun einen 
anderen Plan ausgearbeitet. Dieser 
könnte dem Parlament dereinst als 
Gegenvorschlag zur 200-Franken-Ini-
tiative unterbreitet werden.

Wo setzt Gerhard Pfister an? Er findet 
es «fantasielos», der SRG die Mittel  
stark zu kürzen; schliesslich sei die No-
Billag-Initiative 2018 von den Stimm-
berechtigten klar abgelehnt worden. 
«Wäre es nicht besser, wenn es im Infor-
mationsbereich eine Alternative zur 
SRG gäbe?», fragt Pfister.

Der Präsident der Mitte verweist dar-
auf, dass der Bundesrat in der Konzes-
sion der SRG mehrmals die Bedeutung 
einer vielfältigen Information betone. 
Gäbe es einen zweiten nationalen An-

bieter, wäre das nach Ansicht Pfisters 
ein wesentlicher Beitrag zu einer vielfäl-
tigen Berichterstattung – und damit 
auch zu einer Qualitätssteigerung der 
elektronischen Medien.

Der Zuger Nationalrat erwähnt in die-
sem Zusammenhang die beiden deut-
schen öffentlich-rechtlichen Sender 

ARD und ZDF. «Die beiden Sender bie-
ten unterschiedliche Informationspro-
gramme. Und die ARD tendiert in der 
politischen Ausrichtung ein wenig nach 
links, das ZDF nach rechts.»

150 Millionen aus Gebührentopf
Pfister schlägt nun vor, dass der Bun-

desrat eine zweite Konzession aus-
schreibt. Sie würde sich auf die Informa-
tion beschränken – Sport und Unterhal-
tung wären nicht vorgesehen. Private 
Anbieter könnten sich bewerben. Wer 
den Zuschlag erhält, bekommt aus dem 
Gebührentopf rund 150 Millionen Fran-
ken für die Ausstrahlung eines Informa-
tionsprogramms in Radio und Fernse-
hen, und zwar in deutscher, französi-
scher und italienischer Sprache. «Dass 
150 Millionen ausreichen, entspricht 
einer groben Schätzung. Hier braucht es 
sicher noch genauere Abklärungen», 
meint Pfister.

Der Präsident der Mitte wird am Frei-
tag ein Postulat einreichen. Der Vor-
stoss verlangt vom Bundesrat einen Be-
richt: Wo liegen die Chancen und die 
 Risiken einer zweiten Konzession für 
einen nationalen Informationssender? 

Wären private Medienunternehmen da-
ran interessiert, ein solches Angebot zu 
produzieren? Welche Kosten würden 
entstehen?

Da die Zahl der Haushalte in der 
Schweiz jedes Jahr steigt, landet auch 
mehr Geld im Gebührentopf. Der zweite 
Informationssender könnte darum fi-
nanziert werden, ohne dass die SRG 
Mittel verlieren würde. Die Senkung der 
Gebühr auf einen Betrag von 300 Fran-
ken – wie von der früheren Medienmi-
nisterin Doris Leuthard in Aussicht ge-
stellt – müsste wohl aber um einige 
Jahre verschoben werden.

SRG will ihr Image aufpolieren
In der parlamentarischen Kommis-

sion, die sich mit Medienfragen be-
schäftigt, stösst Pfisters Vorschlag auf 
grosses Interesse. Es werden aber auch 
Bedenken geäussert. SVP-Nationalrat 
Gregor Rutz findet, es sei nun wichtiger, 
dass sich die SRG auf ihren Kernauftrag 
beschränken müsse. Ein weiterer mit öf-
fentlichen Geldern finanzierte Sender 
führe «zu noch mehr Wettbewerbsver-
zerrung.» Auch FDP-Nationalrat Chris-
tian Wasserfallen erklärt: Zielführender 

als eine weitere Ausweitung des soge-
nannten Gebühren-Splittings wäre es, 
der «SRG engere Vorgaben zu machen.»

SP-Nationalrat Matthias Aebischer 
meint: Im Grundsatz begrüsse er Prü-
fungsaufträge, welche die Ausweitung 
der Medienvielfalt zum Ziel hätten. Hier 
sei die Stossrichtung aber falsch, denn: 
«Die Einschaltquoten der TV-Informa-
tionssendungen sind weltweit rückläu-
fig.» Zusätzliche lineare TV-Angebote, 
bezahlt mit Gebührengelder, ergäben 
darum wenig Sinn. «Viel wichtiger wäre 
es, neue Online-Angebote zu evaluie-
ren, die alle Bevölkerungsschichten er-
reichen. Das macht die SRG bereits.»

Die SRG ihrerseits rüstet sich bereits 
für den Abstimmungskampf über die 
200-Franken-Initiative. Sie hat für die
Leitung des Bereichs «Public Value» 
die frühere Grossbritannien-Korres-
pondentin des Schweizer Fernsehens
verpflichtet. Henriette Engbersen soll
den Dialog mit der Schweizer Bevölke-
rung über die SRG pflegen. Zurzeit führt 
die Radio- und Fernsehgesellschaft zu-
dem eine Umfrage zu den Erwartungen
des jungen Publikums an die Pro-
gramme der öffentlichen Sender durch.

Will mehr Medienvielfalt in der Schweiz: 
Mitte-Präsident Gerhard Pfister.  BILD KEY

«Wirklich einen 
 angenehmen  
Lebensabend hat 
höchstens ein Drittel 
aller Rentner und 
Rentnerinnen.» 
Katharina Prelicz-Huber 
Grünen-Nationalrätin (ZH)
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Leserbriefe Pressestimmen EU-Geld für Ungarn eingefroren

Die Milliarden, auf die Orbán fürs 
Erste verzichten muss, sind ein  hoher 
Preis für seinen Konfrontationskurs 
mit Brüssel. (...) Ein Grund zum 
 Feiern ist der Vorgang nicht, auch 
wenn Orbáns linke  Gegner in Brüssel 
das so empfinden mögen. Es ist eine 
Niederlage für einen Zusammen-
schluss von Demokratien, wenn er 
die Rechtsstaatlichkeit eines Mit-
glieds erzwingen muss. Auch in an-
deren EU-Ländern ist Korruption 
ein Problem, ebenso in Brüssel 
selbst, wie man gerade sieht. Die EU 
war schon besser darin, die Werte zu 
leben, die sie anderen predigt. (FAZ)

Etwas weniger Strafe und dafür  
der Verzicht auf ein Veto: Die EU-
Länder haben sich mit Ungarn bei 
einem Thema geeinigt, das in den 
vergangenen Monaten immer 
 wieder für Aufregung gesorgt hat. 
(...) Der Kompromiss bedeutet,  
dass die EU – zumindest vorläufig – 
weitermachen kann, und zeigt zu-
gleich, dass der ungarische Minis-
terpräsident Viktor Orbán nicht un-
empfindlich gegen grossen Druck 
ist. Doch es ist klar, dass es vor allem 
auch die Angst vor Orbáns «Rache» 
war, die den Kompromiss ermög-
licht hat. (NRC)

Der Kompromiss mit der EU zeigt,  
in welchem Ausmass die ungarische 
Regierung – entgegen aller Propa-
ganda im Inland – die Fähigkeit ver-
loren hat, ihre Interessen auf dem 
internationalen Parkett durchzuset-
zen. (...) Jetzt erst beginnt die heisse 
Phase, denn um die EU-Förderungen 
zu bekommen, muss Ungarn ernst-
hafte Bedingungen erfüllen. Die 
Frage bleibt aber weiterhin, ob diese 
Massnahmen dazu beitragen wer-
den, dass Ungarn in Europa nicht 
mehr als Korruptionssumpf wahr-
genommen wird. (Népszava)

Der Kompromiss zwischen der Euro-
päischen Kommission und Ungarn 
über EU-Mittel setzt die polnische 
Regierung noch stärker unter Druck. 
Die Politiker der polnischen Regie-
rungspartei Recht und Gerechtigkeit 
hatten Angst vor einer Situation,  
in der sich herausstellen würde, dass 
Orbán sich mit der EU-Kommission 
einigt, die PiS den Konflikt aber fort-
setzt und Polen damit weiter isoliert. 
Es ist den Wählern nicht zu erklären, 
warum Budapest zu einer Verständi-
gung mit der EU kommt, Warschau 
aber nicht. (Rzeczpospolita)

Die fünfstündige Debatte zum Se-
xualstrafrecht war emotional. 
Der gesellschaftliche Wandel 
schlägt sich nun im Gesetz nie-

der: Jede Person bestimmt selbst über 
ihren Körper. Der Nationalrat hat das 
 Sexualstrafrecht deutlich verschärft und 
damit endlich seine gesellschaftliche Ver-
antwortung wahrgenommen. 

Die Zustimmungslösung «Nur Ja heisst 
Ja» stand im Zentrum der Diskussion. Sie 
geht von der Selbstverständlichkeit aus, 
dass nur sexuelle Handlungen erlaubt sind, 
die von allen Beteiligten gewollt sind.  
Diese Regelung ist für uns im Alltag selbst-
verständlich. Niemand öffnet eine Haus-
türe, ohne zu läuten, das wäre Hausfrie-
densbruch. Niemand leiht sich ein Velo, 
ohne zu fragen, das wäre Diebstahl. Wieso 
sollte meine Wohnung oder mein Velo bes-
ser geschützt sein als mein Körper? Noch in 
diesem Juni hatte sich der Ständerat für 
die Widerspruchslösung «Nein-ist-Nein» 
ausgesprochen, bei welcher dem Opfer eine 
emotionale Mitverantwortung für die Tat 
zugeschrieben wird, indem es ein zumut-
bares Mass an Widerstand leisten muss. 
Damit wird der Mythos kolportiert, dass 
ein Opfer, das sich nicht genug wehrt, in die 
Tat einwilligt oder diese sogar durch sein 
Verhalten mitverantwortet hat. Für die-
jenigen, die eine Vergewaltigung erlitten 
haben, ist das ein heftiger Schlag ins Ge-
sicht. 70 Prozent der Opfer von sexueller 
Gewalt verfallen bei einem Übergriff in 
eine Schockstarre. Bei der Einvernahme 
wird ihnen dann zur Last gelegt, sie hätten 
sich nicht gewehrt.

Der Nationalrat hat nun entschieden, 
dass das Sexualstrafrecht auf dem Zu-
stimmungsprinzip beruht. Bei der Aufklä-
rung von Sexualdelikten steht damit das 
Verhalten der Täter im Zentrum, der Wille 
des Opfers wird stärker gewichtet. Was 
aber nicht passieren wird, ist, dass man 
Verträge für Sex einführen wird, es gibt 
auch keine Umkehr der Beweislast. Es geht 
lediglich darum, dass Sex im gegenseiti-
gen Einverständnis stattfindet – eigent-
lich gibt es nichts Logischeres. Wie drin-

gend die Reform ist, zeigen die Zahlen: In 
der Schweiz wurden fast zwei Drittel aller 
Frauen einmal sexuell belästigt. 800 000 
Frauen haben sexuelle Handlungen gegen 
ihren Willen erlebt, mehr als die Hälfte 
von ihnen wurden vergewaltigt. Aus 
Angst und aber auch aus Scham gibt es 
nur wenig Anzeigen.

Die Anpassung des Sexualstrafrechts ist 
ein Meilenstein im Verständnis unserer 
Gesellschaft. Gewalt- und Sexualdelikte 
werden meist an Frauen und Kindern be-
gangen. Solche Delikte werden künftig 
härter bestraft, denn Opfer sexueller 
 Gewalt leiden über Jahre, oft sogar ein Le-
ben lang unter den physischen und psy-
chischen Folgen der Tat. Die Mindest-
strafe von Vergewaltigung wird auf zwei 
Jahre Freiheitsstrafe verdoppelt. Zudem 

wird der Tatbestand von sexuellen Hand-
lungen neu geschlechtsneutral gefasst. 
Denn alle können Opfer sexueller Gewalt 
werden.

Mit diesem historischen Entscheid  
hat das Parlament einen mutigen Weg 
 beschritten. Es ist der Verdienst von 
 unzähligen Frauen, der feministischen 
 Bewegung, von Nichtregierungsorgani-
sationen, Betroffenen und vielen Akti-
vistinnen und Aktivisten, die hart und 
lange  dafür gekämpft haben. Folgt der 
Ständerat dem Nationalrat kann die 
Schweiz das vierzehnte Land in Europa 
sein, das die Zustimmungslösung «Ja ist 
Ja» im Gesetz verankert. Das wäre mehr 
als zeitgemäss.

Sessionsforum  «Ja heisst Ja»

Paradigmenwechsel im Sexualstrafrecht
Körperliche Integrität und sexuelle Selbstbestimmung sind zentrale Grund- und Menschenrechte. 

«Ja heisst Ja» bedeutet, dass wir das alleinige Recht auf unseren Köper haben.

Von Martina Munz*

Kommentar

IV-Praxis:  
Die Sache ist noch 
nicht  ausgestanden
Bundesrat Berset muss widerwillig 
seine IV-Praxis korrigieren. National- 
und Ständeräte zwingen ihn dazu. 
Freiwillig hätte der Sozialminister 
nichts getan. Das ist ein Skandal. 
Weil die staatliche Invalidenversiche-
rung (IV) seit Jahren falsche Berech-
nungen anstellt, müssen etliche Ver-
unfallte und chronisch Kranke auf 
einen beruflichen Neustart oder eine 
Rente verzichten. Im schlimmsten  
Fall werden sie von der Sozialhilfe ab-

hängig. Das wissen Bundesrat Berset 
und sein Bundesamt für Sozialversi-
cherungen. Kritik an dieser Praxis 
prasselt seit Jahren auf sie ein – aus 
Politik und Kantonen, von Rechtsge-
lehrten und Betroffenen. Was haben 
sie  getan? Nichts. Es war ihnen jedes 
 Mittel recht, um eine Korrektur der 
Berechnung zu verhindern und auf 
Kosten der Betroffenen zu sparen. 
Der Missstand ist so offensichtlich, 
dass das Parlament von rechts bis 
links einstimmig für eine gerechtere 
Berechnung gekämpft hat. Das Bei-
spiel zeigt, was die Politik erreichen 
kann, wenn sie sich an der Seite der 
 Zivilgesellschaft für die Bevölkerung 
einsetzt. So sollte es öfter sein.
Ein Jahr Zeit bleibt Berset nun, um 
seine Berechnung zu korrigieren. Dass 
die Sache noch nicht ausgestanden  
ist, zeigt das jüngste Manöver seines 
Departements. Es lässt hochkarätige 
Wissenschaftler an einer vielverspre-
chenden Berechnung arbeiten, die 
diese selbst entwickelt haben, schlägt 
dem Parlament aber eine schlechtere 
Berechnung vor. Damit stellt es nicht 
nur die Wissenschaftler infrage:  
Es bestätigt alle Kritiker in deren 
Glauben, dass es kein wirkliches Inter-
esse an einer fairen Korrektur hat. 

«Freiwillig hätte Berset 
nichts getan.» 

Andrea Tedeschi
Inlandredaktorin 

andrea.tedeschi 
@shn.ch

* Martina Munz ist SP-Nationalrätin aus Schaffhausen

«In der Schweiz 
wurden fast  
zwei Drittel aller 
Frauen einmal 
sexuell belästigt. 
800 000 Frauen 
haben sexuelle 
Handlungen 
gegen ihren  
Willen erlebt, 
mehr als die 
Hälfte von  
ihnen wurden 
vergewaltigt.»

Velofahrer sollen  
für Abstellplatz separat 
Miete bezahlen
Zu «Stadt will strenge Vorschriften  
für Privatparkplätze erlassen»,  
SN vom 1. Dezember

Der Vorschlag zur neuen Parkplatz-
verordnung für Überbauungen ist 
 meiner Meinung nach völlig überrissen 
und realitätsfremd. Dass für die Anzahl 
Velos auch die halben Räume mitge-
zählt werden, ist nicht nachvollziehbar. 
Wenn man bedenkt, dass in den meis-
ten Eineinhalb- und Zweizimmerwoh-
nungen gerade eine Person lebt. Viele 
Dreieinhalbzimmerwohnungen sind 
Zweipersonen-Haushalte. Da ist ein 
Zimmer als Büro oder Werkraum für 
Bügeln und Nähen eingerichtet. Im 
Hausteil, wo ich wohne, gibt es je fünf 
Dreieinhalb- und Viereinhalbzimmer-
wohnungen. Da stehen im Veloraum 
 gerade drei Velos. Der Veloständer 
draussen steht leer. Der Rest der Mieter 
fährt Auto und ÖV oder hat kein Fahr-
zeug und benutzt den ÖV. Würde die 
Parkplatzverordnung wie geplant 
durchgesetzt, würde der riesige Platz-
bedarf auf Kosten der Kellerabteile oder 
des Trockenraums gehen. Die Keller-
abteile sind jedoch jetzt schon in man-
chen Überbauungen eher zu klein.  
Fällt der Trockenraum weg, müssten 
alle Mieter einen Tumbler benutzen, 
was den Strombedarf massiv erhöhen 
würde. Für Abstellplätze draussen 

Grosses Dankeschön 
an die VBSH

Zu wartenden Bussen bei Zugverspätung

Letzte Woche waren wir zu dritt im 
 Circus Conelli in Zürich. Unser Zug  
mit Abfahrt um 23.05 Uhr hatte ein 
technisches Problem, so dass wir erst 
mit grosser Verspätung unterwegs wa-
ren und zudem hinter einem Bummler 
fahren mussten. Die deutsche Zugbe-
gleiterin hat sich unglaublich für die 
Passagiere eingesetzt, Bestätigungen 
für die Rückerstattung der notwen-
digen Taxi-Fahrten ausgestellt und 

Beschämender  
Geschenkvorschlag

Zu speziellen Weihnachtsgeschenken

Im «Schaffhauser Advent mit Ge-
schenktipps» ist mir ein Angebot be-
sonders aufgefallen: Der Vicorinox REX 
Sparschäler, als atemberaubendes 
Weihnachtsgeschenk mit 24 Karat 
 vergoldet. Kostenpunkt: 69 Franken. 
Was für ein unsinniger, beschämender 
Geschenkvorschlag in einer Zeit,  
wo es unsäglich vielen Menschen am 
Nötigsten fehlt!

Christa Haupt
Flurlingen

ginge es auf Kosten von Grünflächen. 
Nach heutigem Usus würden die 
 Mieten stark höher liegen und auch 
Mieter, die kein Velo haben, müssten 
für die nicht benutzten Plätze mit-
zahlen. Da würde ich aber vorschlagen, 
dass die Velofahrer für den Abstellplatz 
separat Miete bezahlen. Dann hätte 
man auch bessere Kontrolle über den 
Fahrzeugpark. Denn es gab Mieter,  
die beim Umzug in eine andere Woh-
nung ihr Velo einfach zurückliessen 
und die übrigen Mieter mussten das 
Fahrzeug entsorgen. So würden die 
Mieter bei Nichtgebrauch das Fahr-
zeug selber entfernen, um die Miete zu 
kündigen.

André Frey
Schaffhausen

 abgeklärt, ob die Züge nach Kreuz-
lingen, Erzingen etc. ihre Abfahrt auf 
unser Eintreffen anpassen könnten. 
Dies hat jedoch zu ihrem Unmut nicht 
geklappt. Aber alle Regional- oder 
Überlandbusse haben auf unseren und 
den nachfolgenden Zug von Zürich mit 
Verspätung gewartet und die Passa-
giere weit nach Mitternacht noch be-
fördert. Wir danken den VBSH sowie  
den vielen Chauffeurinnen und Chauf-
feuren ganz herzlich für dieses Ent-
gegenkommen und wünschen allen  
ein frohes Weihnachtsfest und ein 
 gesundes 2023.

Reni und Mark Leu, Adeline Schwyn
Schaffhausen


